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Klägers und Revisionsklägers,

gegen

0 o o o o u o o o o o o n o o a o o o o o o 0 ° 0

Beklagte und Revisionsbekkgte,

hat der 6° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 29° Oktober 1965, an der

mitgewirkt haben '

Senatspräsident Prof° Dro B 0 g s
als Vorsitzender,

die Bundesrichter R i o h t e r und

Dr„ L a n g k e i t

sowie die Bundessozialrichter Dr„ L e u t k e und

Dr° B o e l s e n

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Baden—Württemberg vom 16° Febru—

ar 1961 wird zurückgewiesen° ‘

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Ic

Der 1926 geborene Kläger ist zur Kassenpraxis zugelassener

Zahnarzt in Nagold, Nachdem die Zulassungsordnung für KaSSen—

zahnärzte vom 28° Mai 1957 - BGBl I 582 — (ZG—Zahnärzte) am
1° Juni 1957 in Kraft getreten war, beantragte er mit Schreiben*

vom 28° November 1957 bei der beklagten Kassenzahnärztlichen

Vereinigung (KZV) die Genehmigung zur Beschäftigung destahn—

arztes H° als Ausbildungsassistenten nach 5 32 Abs° 2 Satz 1
dieser Zulassungsordnung mit der Begründung, er habe, bedingt

durch die Größe seiner Praxis, seit 1948 laufend Ausbildungs—

assistenten beschäftigt; auch habe er im Jahre 1955 im Ver—

‚trauen auf die Möglichkeit der-jederzeitigen Assistentenb6—

schäftigung einen Praxisneubau errichtet, den er in diesem Um—

fange nicht errichtet hätte, wenn man ihn rechtzeitig von der

geplanten Einschränkung der Assistentenbeschäftigung unter»

richtet hätte° Außerdem könne der jeweilige Ausbildungsaseistent

bei ihm besondere Erfahrungen in der Milchzahnbehandlung und auf

dem Gebiet der Kieferorthopädie sammeln()

Die beklagte KZV genehmigte mit Bescheid vom 200 Januar 1958

die Beschäftigung dieses Assistenten bis zum30° Juni 1958,

lehnte aber die ZuStimmung zu einer weiteren Assistentehbe—
,

schäftigung ab, da sie der Aufréchterhaltung eines übergroßen

Praxisumfanges diene und bei dieser Sachlage auch die gründ—
liche Ausbildung des Assistenten nicht gewährleistet sei; der

Kläger rechne eine weit über dem Durchschnitt liegende Schein—

zahl — annähernd dreimal so viel wie die Kollegen mit vergleich—
ebarer'Praxis — ab; auf die früheren Verhältnisse könne keine

Rücksicht genommen werden, da die ZO-Zahnärzte keine Besitz—

standswahrung vorsähe° Den WiderSpruch des Klägers wies der
Vorstand nach Anhörung der Vertreterversammlung durch Bescheid

vom 160 April 1958 zurück°

Die Klage, die neben der Aufhebung der Bescheide der beklag—
‘ten KZV ursprünglich die Verurteilung der Beklagten zur Ge—

nehmigung der Beschäftigung des Ausbildungsassietenten H„
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erstrebte, wies das Sozialgericht (SG) Reutlingen durch Ur—

teil vom 15, Juli 1959 als unbegründet ab° '

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt mit

dem Antrag,

das Urteil und die Bescheide der Beklagten aufzu—

hében und die Beklagte zu verpflichten, die Genen;

„
migung zur Beschäftigung eines Ausbildungsassistenf

ten, hilfsweise eines sonstigen Assistenten zu er—
teilen° ‘

Der Kläger ist der AuffasSung, daß die Bestimmungen,über die

Beschäftigung von Assistenten in der Kassenpraxis verfas—

sungswidrig sind° Das gelte schon für die Ermächtigungsnorm

des 5 3680 Abs, 3 der Reichsversicherungsordnung (RVG), die

mangels der erforderlichen Klarheit und Bestimmtheit dem

Art, 80 Abs° 1 Satz 2 des Grundgesetzes (GG) widerspreche,

ferner auch für die in der ZO—Zahnärzte ausgesprochenen

Beschränkungen, die Grundrechte (Art° 2, 12 und 14 GG) ver—

letzten° Auch werde‚der Begriff der,übergroßen Praxis”von
der beklagten KZV und dem SG durch die alleinige Heranzie—

hung von Durchschnittszahlen zu schematisch umgrenzt° Da‘

_dic Bestimmung des 5 32 Abs, 3 ZO—Zahnärzte dem Schutz der
Patienten dienen solle, liege eine übergroße Praxis nur

vor, wenn eine ordnungsgemäße Versorgung der Patienten

nicht mehr gewährleistet sei° Däs habe das SG für die Pra—

xis des Klägers einfach unterstellt, die in dieser Rich—
tung erforderlichen Erhebungen aber nicht getroffen° Die

Maßnahmen der Beklagten liefen daher auf eine unzulässige
BeSchränkung der Wettbewerbsfreiheit hinaus, Auf jeden
Fall müsse ihm, dem Kläger, aber, da sein Gesundheitszustand

angegriffen sei, was eine Bescheinigung des Gesundheits—

ämtes vom 23, September 1959 beweise, die Beschäftigung ei—

nes Entlastungsassistenten nach @32 Abs, 2 Satz 2 ZO—
Zahnärzte zugestanden werden°

Das Landessczialgericht (LSG) hat die Berufung des Klägers

zurückgewiesen; die Revision wurde Zugelassen (Urteil vom
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‚16° Februar 1961)„ Nach Auffassung des LSG genügt % 368 c Abs; 3
‚BVGals Ermächtigungsnorm demErfordernis des Art? 80 Abs° 1 Satz
2 GG, daß Inhalt, Zweck und Ausmaß‘der erteilten Ermächtigung im ‘

Gesetz bestimmt sind° Die hierauf gestützte Sachregelunä (5 32
ZO—Zahnärzte) habe sich im Rahmen der Ermächtigung gehalteno Sie g
verstoße auch nicht gegen Grundrechtsverbürgungen (Art° 2‚ 12,

und 14 GG)°

Gegen_dieses Urteil hat der Kläger Revision eingelegt mit dem An—

trag,

' das angefochtene Urteil sowie das Urteil des SG

sowie die angefochtenen Bescheide der beklagten.

KZV aufzuheben und diese zu verpflichten, die Be—

schäftigung eines Ausbildungsassistenten‚'

hilfsweise: eines sonstigen Assistenten,

ganz hilfsweise: des Zahnarztes H„ zu genehmigen,

hilfswei$e (für den Fall der Ablehnung des Verpflich—
> ' tungsantrags): '

festzustellen, daß der.Kläger für die Beschäfti—

gung eines Ausbildungsassistenten, hilfsweise eines

(sonstigen Assistenten einer Genehmigung der beklag-

ten KZVnicht bedarf., V '
Als Begründung hat er vorgetragen:

‘ _
Zur freien Entfaltung der Persönlichkeit gehöre, daß eine einmal

„
erworbene eigentumsähnliche Position, wie sie die Kassenpraxis

darstelle, geschützt werde, außer Wenn zwingende öffentlich—‘

rechtliche Gründe dazu führten, sie zu zerstören° Anderenfalls

sei die Zerschlagung eines derartigen Eigentums eine verfassungs—

widrige Enteignungo Als Verstoß gegenAit12 Abs° 1 Satz 1 GG müß—

ten Vorschriften angesehen werden, die den Assistenten den Zugang

zu den tüchtigsten Zahnärztén versperrten, von denen sie am mei—

sten lernen könnteno— Es sei fehlerhaft, die Frage, ob-eine über—<
große Praxis vorliege, anhand eines Zahlenvergleichs (nach dem

"arithmetischen Mittel“) zu prüfen° Andere Zahnärzte im Kreise.

Calw, die ebenfalls Assistenten beschäftigén, erreichten immerhin

auch über 500 RVG—Behandlungsfälle im Vierteljahr (beim Kläger re—
gelmäßig über 900)° Es sei nieht einzusehen‚ warum erst eine Pra—;

- 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

xis vom Umfang des Klägers als übergroß angesehen werdeo—

.
Der Durchschnittswert der erarbeiteten Leistungen je Be—

_
handlungsfall liege beim Kläger bei 15 DM‚ während der Durch-

schnitt für alle zugelassenen Zahnärzte im Bezirk der beklag—-

ten KZV bei etwa 16,50 DM liege° Die Krankenkassen führen dem—‚

nach beim Kläger nicht schlecht° Auch gehe hieraus hervor, ’
‘daß der Kläger nicht zur Polypragmasie neige° Der Kläger sei

ein gesundheitlich stark mitgenommener Mann, der nicht in der

-Lage sein dürfte, unbegrenzt lange mit voller Kraft tätig Zu
'sein„ Er müsse demnach das, wofür sich andere eine verhältnis--

mäßig längere Zeit nehmen könnten, in kürzerer Zeit vollbrin—

geno— Einem Zahnarzt als Angehörigem eines freien Berufe dür-

fe es nicht verwehrt werden, Seine Arbeitskraft durch Rationa—

.lisierungsmaßnahmen bis zur Grenze des Möglichen auszuweiteno‚

Dabei sei aber die Beschäftigung eines Assistenten unerläß—
lich° Nicht selten — insbesondere bei der Kieferchirurgie -

‘
werde ein Eingriff zweckmäßigerweise unter Assistenten durch—

geführt° In solchen Fällen sei es für den Patienten beruhi-

gend zu wissen, daß beim Ausfall des behandelnden Zahnarztes
der fachkundige Assistent eingreifen könne°

Die beklagte KZV hat Zurückweisung der Revision beantragte

IIO

Die Revision ist nicht begründet°

Die vom Kläger in erster Linie erhobene Verpflichtungsklage,

die beklagte KZV allgemein zur Genehmigung der Beschäftigung

eines Assistenten zu
verurteilen‚k■sunzulässigo Die Genehmie

gung-zur Beschäftigung eines Ausbildungsassistenten (@ 32
Abs° 2 Satz 1 ZO—Zahnärzte) oder eines Entlastungsassistenten '

"aus Gründen der Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Ver—i

sorgung" (@ 32 Abs° 2 Satz 2 ZO—Zahnärzte) kann nicht allge—
mein erteilt werden° Eine solche Beschäftigung kann nur im
Hinblick auf die jeWeils beim Kassenzahnarzt vorliegenden Ver—‘

hältnisse und für einen bestimmten Assistenten genehmigt wer— V

den° Bei Ehtlastungsassistenten muß überdies - unter Berück—

hsichtigung des konkreten Entlastungsbedürfnisses — die Dauer
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der Beschäftigung befristet werden (© 32 Abs“ 2 Satz 3 EVO)° Auch
muß geprüft werden, ob in der Person des Assistenten etwa Gründe

vorliegen, die bei einem Kassenzahnarzt zur Entziehung der Zulas—

sung führen können (@ 32 Abs° 2 satz 4 BVG) Aus diesen Gründen

ist es ausgeschlossen, daß die KZV verpflichtet werden könnte, ei—

ne generelle Genehmigung zur Beschäftigung eines Ausbildungs-Q‘oder

Entlastungsassistenten zu erteilen° Hinzu kommt, daß zu diesem An-

trag des Klägers kein ablehnender Verwaltungsakt der beklagten

KZV und demgemäß kein Vorverfahren vorliegen° Die beklagte KZV

hat — durch Verwaltungsakt und Widerspruchsbescheid — nur über
4

den Antrag auf Genehmigung der Beschäftigung des Zahnarztes „„g„i

H„ als Assistenten entschieden„‚ '

Die hilfsweise erhobene Klage auf Verpflichtung der beklagten KZV9

die Beschäftigung des Zahnarztes H„ als Assistenten
zu genéhmigen9

ist zulässig Sie ist jedoch wie die Klage auf Aufhebung des enge;

fochtenen Ablehnungsbescheides der beklagt_en KZV in der Gestalt '

des Miderspruchsbescheids unbegründeto

Die Grundlage für die Regelung der Beschäftigung von Assistenten

durch Kassenzahnärzte findet sich in 5 32 Abs" 2 bis 4 ZO—Zahn-

ärzte Diese Vorschrift beruht auf @368 c Abs° 3 RVO Mit Recht
hat das LSG die Auffassung des Klägers zurückgewiesen9 die Er—

mächtigung in $ 368 c Abso 3 RVG (i V m° @ 368 Abs° 1 Satz 4 BVG)

zur Regelung der Beschäftigung von Assistenten durch hassenzahn—

ärzte;in der Zulassungsordnung sei mit Art° 80 Abs° 1 Satz 2 GG

nicht-vereinbar° Die Ermächtigungsnorm genügt dem in Art„ 80 Abs„

1 Satz 2 SGG aufgestellten Erfordernis‚ daß Inhalt, Zweck und
_Ausmaß der erteilten Ermächtigung im Gesetz bestimmt sind; davon ‚

ist der erkennende Senat bereits in seiner Entscheidung vom 210,1
November 1958 (BSG 8, 256, 260) ausgegangena.Ausdrücklich enthält'

zwar @ 368 c Abs„ 3 BVG zur näheren Bestimmung des Rahmens der'
Sachregelung nur eine Verweisung auf die_"Grundsätze der Ausübung

eines freien Berufe" Art° 80 Abs@1 Satz 2 GG ist jedoch nicht

so zu
verstehen, daß Zweck„ Inhalt und Ausmaß der Ermächtigung

allein daran zu messen sind9 was im Text des Gesetzes ausdrückliöh

bestimmt ist° Auch eine Ermächtigungsvorschrift ist vielmehr wie

jede andere Norm unter Zuhilfenahme der allgemeinen Auslegungse
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"grundsätze, insbesondere unter Berücksichtigung des Sinnzusam—

menhangs der Norm mit anderen Vorschriften und des_Ziels‚ das
die gesetZliche Regelung insgesamt verfolgt, auszulegen (BVerfG.j

8, 274, 307; vgl„ auch die in dieser Entscheidung in Bezug ge—
nommenauEnta■n■hmgcnin BVerfG 7, 267, 272 und 7, 282, 291)„_

Hiernach muß der Leitgedanke des gesamten Zulassungsrechts,

nämlich die Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Versorgung,'

als immanenter Bestandteil der Ermächtigung$horm des 5 368 c
„Abs„ 3 RVO angesehen werden, auch ohne besonderen Ausdruck in
ihr gefunden zu haben° Damit ist aber in Verein mit dem aus— ;
drücklichen Hinweis auf die Grundsätze der Ausübung eines frei—

en Berufe die in der ZO-Zahnärzte zu treffende Regelung so klar
„

umgrenzt, daß 5 368 c Abs„ 3 RVO als hinreichendbestimmt i„SÖ '
des Art° 80 Abs„ 1 Satz 2 GG anzusehen ist„ .

Diese Grenzen der Ermächtigungsnorm sind in der hierauf ge—
‘stützten Regelung der ZO—Zahnärzte (@ 32) vom Verordnungsgeber

beachtet worden° Wie der erkennende Senat in BSG 8, 256, 260

näher dargelegt hat, gehört zum Wesen des freien Berufs'9 daß

“er im allgemeinen persönlich ausgeübt wird° Der Verweisung auf

die Grundsätze der Ausübung eines freien Berufs in 5 368 c

Abs° 3 RVO_trägt @32 Abs° 1 Satz 1 ZO—Zahnärzte Rechnung: Hier—
nach hat der Kassenzahnarzt seine Tätigkeit persönlich in frei; >

er Praxis auszuüben° Dieser Grundsatz verträgt nur in beschränk—

tem Umfangs AüSnahmen, die durch zwingende.Erfordernisse.ge—

rechtfertigt sein müssen., Als solche läßt 5 32 Abs„ 2 Satz 2
bis 4 ZO—Zahnärzte-nur die Ausbildung des kassenzahnärztlichen

Nachwuchses und vörübergehende Bedürfnisse des Kassenzahnarztes‚'

nach Entlastung gelten° In_allen Fällen aber gilt für die Be—
schäftigung

von
Assistenten die Schranke, daß sie — im Interes—

es einer guten kassenzahnärztliohen Versorgung — nicht der Auf—

rechterhaltung eines übergroßen Praxisumfangs dienen darf (9 32
Abs° 3 ZO—Zahnärzte)„

Hiernach ist mit dem LSG zunächst festzustellen, daß das Er—
fordernis der persönlichen Berufsausübung in 5 32 ZO—Zahnärzte

in schärferer Form als in der für die Tätigkeit in der Privat—
praxis geltenden Berufsordnung zur Durchführung gelangt ist°
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Nach 5 10 Abs° 3 Satz 1 der berufsordnung der Landeszahnärztekam—

mer Baden—Württemberg vom 16° Februar 1956 bedarf in der zahnärzt—
lichen Privatpraxis nur die Beschäftigung von mehr als einem aere*

Assistenten der ZuStimmung der Bezirksärztekammer° Die Beschäf—l'

tigung eines einzigen Assistenten in der Privatpraxis'untérliegt_
somit keinen Beschränkungen, insbesondere auch nicht unter dem Ge;

sichtspunkt der Aufrechterhaltung eines übergroßen Praxisumfangs°

“Es bestehen demnach verschiedene Maßstäbe für die Beschäftigung

von_Assistenten in der Privatpraxis und in der Kassenpraxiso

Diese Verschiedenheit der Maßstäbe ist jedoch nicht unbegründet9

weil bei der Kassénpraxis im Gegensatz zur Privatpraxis nicht nur"

die Grundsätze der Ausübung des freien Berufe, sondern auch die

Sicherstellung—der Raesenzahnärztlichen Verscrgung zu
berücksichel

{tigen sind° Nur die Verknüpfung beider Gesichtspunkte gibt den
Rahmen für die besondere Regelung der Beschäftigung von Assisten—

ten in der Kassenpraxiso Was in der Privatpräxis noch tragbar '

sein kann, braucht daher in der Kassenpraxis nicht mehr hingenom-’;

men zu werden, wenn die Sicherstellung der kassenzahnärztlichen

Versorgung eine strengere Handhabung rechtfertigt, Dabei muß in

Kauf genommen werden, daß der Gesetz— und Ver0rdnungsgeber von

dem Gesamtbild ausgehen darf, das sich aus den vorliegenden Er—

fahrungen ergibt, und eine nur auf Einhaltung der großen Linie

bedachte, vereinfachende Sachregelung trifft, die nicht jeder Bee.
sonderheit des Einzelfalls Rechnung trägt (vgl° BVerfG 11, 245,

254; 13„ % 29)o ‘ ' '
Regelmäßig aber muß in einer übergroßen Kassenpraxis eine Gefahri'

für die Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Versorgung ge— ‘

sehen werden, Bei einer solchen Kassenpraxis, die im allgemeinen

ein Vielfaches der Privatpräxis des Zahnarztes ausmacht, ist
zu

befürchten, daß der zur Aufrechterhaltung‚eines übergreßeh Praxis—

umfangs beschäftigte Assistent sich mehr_oder weniger selbst übére

lassen ist und der zur persönlichen.Ausübung der kassenzahnärzt—'v

lichen Tätigkeit verpflichtete Praxisinhaber auch nicht_mehr beim

Ausbildungsassistentdn anleitend und im übrigen allgemein über—‚'

wachend tätig wird (Vgl° 5'32 Abs° 4 zo_Zahnäz—'zte)°Auch ist beifg
einer in der gleichen—Praxis nebeneinander durchgeführten Bee‘ '>
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handlung von Kassenpatientén und Privatpatienten die Gefahr

nicht völlig von der Hand zu weisen, daß die persönliche Be—

handlung durch den Präxisinhaber selbst mehr den Privatpatienten

als den Versicherten zugute kommt° Jedenfalls läßt sich die ene
geré Regelung der Beschäftigung von Assistenten in @ 32‘ZO—Zahh—

ärzte auf den für diese Sachregelung geltenden besonderen Ge—

sicht8punkt der Ermächtigungsnorm (@ 368 c Abs„ 3 EVO) zurück—y
führen, daß_die kassenzahnärztliche VerSorgung sicherzustellen

ist°

Damit ist aber auch dargetan9 daß die unterschiedliche Gestal—

tung der Voraussetzungen für die Beschäftigung von Assistenten

in der Privatpraxis und in der Kassenpraxis nicht den allgemei—

nen Gleichheitssatz (Art„ 3 Abso 1 GG)Verletzto Der besondere

nur für die Kassenpraxis geltende Gesichtspunkt, daß die kas—

senzahnärztliche Versorgung Sicherzustellen ist‚ rechtfertigt

die gegenüber dem Berufsordnungsrecht sohärfere Bestimmung9

daß die Beschäftigung eines Assistenten nicht der Aufrechter«
haltung eines übergroßen Praxisumfangs dienen darf„ Auch hierin

.
zeigt sich, daß die kassenzahnärztliche Betätigung an strengere

Voraussetzungen als die in der PrivatpraXis gebunden isti Wäh—

rend z„B„_für die Ausübung der Zahnheilkunde die Bestellung

genügt, die ihrerseits nur das erfolgreiche Bestehen der zahn_

ärztlichen Prüfung voraussetzt (@1 Abs° 1 iovom„ @2 Abs° 1
des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde vom 31° März

1952——_BGB1I, 221) ist nach 5 5 Abs„ 2 Buchst„ b iOV„m„ Abso
5 und 4 ZO—Zahnärztefür die Zulassung als Kassenzahnar2tveinewminw
destens zweijährige Vorbereitungszeit erforderlich'(vglo zur

'

Verfassungsmäßigkéit der entsprechenden Regelung der Vorberei-'

tungszeit für Kassenärzte Bayer„ LSG im Urteil vom 290 Novem-

ber 1962in ÄM1963,1044)°Zwarist nicht auszuschließen,daß
die auf Eindämmung übergroßer Kassenpraxen Zielenden Maßnahmen

— in diesem Zusammenhang ist auch auf 5 368 f„ Abs° 1 letzter

Satz EVO hinzuweisen — von dem Gedanken mitbestimmt sind9 den.
anderen Kassenärzten einen angemessenen Anteil an der Gesamt-

vergütung zu sichern° Ob solche mehr die Versorgung der Kassen—

zahnärzte als der KassenpatiGnten anstrebenden Zielsetzungen einer
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dirigistischen Eihkommenslenkung vor dem mit der “usübung des
_freien Berufe untrennbar verbundenen Grundsatz des freien Wettbe—f

werbs bestehen könnten, bedarf hier keiner Erörterung° Jedenfalls

trägt schon der das gesamte KassenarztreChtdurdhzühenddLaügaänkc,

daß eine gute kassenzahnärztliche Versorgung der Patienten si—
chergestellt sein muß, die gegenüber dem Berufsordnungsrecht stren—

‘gcre Gestaltung der Voraussetzungen für die Beschäftigung von '

"Assistenten in der Kassenpraxiso

Auch ein Verstoß gegen das Grundrecht der freien Berufswahl (Art°

12 GG) liegt nicht.vor° Mit dem LSG ist davon auszugehen, daß die

Regelung der Beschäftigung von Assistenten in © 32 ZO—Zahnärzte ,

nicht die Berufswahl hindert, sondern nur die BerufsauSübung'be—

trifft, Die Revision hat zwar geltend gemacht, den jungen Zahn— _,

ärzten, die n0ch nicht voll ausgebildet seien, werde durch die

Schranke des 5 32 Abs, 3 ZO—Zahnärzte der Zugang gerade zu den
tüchtigsten Zahnärzten versperrt, von denen sie am meisten lernen

könnten; diese Beschränkung berühre somit das in Art, 12 Abs, 1,

äatg„l GG verbürgte Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungs—

stätte frei zu wählen, Diese Auffassung ist jedoch unrichtig,

Schon die allgemeine Gleichsetzung von wirtschaftlichem Erfolg

mit ärztlicher Tüchtigkeit und weiterhin mit besonderer Eignung

für die Ausbildung junger Ärzte ist nach der Lebenserfahrung nicht

begründet° Auf jeden Fall ist aber die Einschränkung, die sich

für.den jungen Zahnarzt daraus ergibt, daß er nicht zur Aufrechte

erhaltung der übergroßen Praxis eines Kassenzahnarztes beitragen

darf, angesichts der verschwindend kleinen Zahl der hiervon be—
{

troffenen Kassenpraxen.so unbedeutend„daß von einer ernsthaften

Behinderung der Wahl des Berufs oder der Ausbildungsstätte nicht

die.Rede sein kann, Dabei ist in Rechnung zu=iellen, daß der Be—

griff "des übergroßen Praxisumfangs" nicht zu eng ausgelegt wer—

den darf, weil genügend Kassenpraxen zur Ableistung des Vorbereiw

tungsdienstes (vglo'5 3 Abs, 3 Satz 1 ZO—Zahnärzte) zur Verfügung
stehen müssen, andererseits die Beschäftigung von Assistenten ref;

gelmäßig nur finanziell leistungskräftigen Zahnärzten mit entsprew

chend großer Eraxis möglich ist° Somit ist 5 32 Abs° 3 ZO—Zahn—
'ärzte im wesentlichen als eine Regelung der Berufsausübung der ‚**
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1£assenzahnärzte
i S d Art 12 Abs° 1 Satz 2 GG zu werten, die

die Freiheit der Berufswahl nicht beeinträchtigt„. ‘

Als Regelung der Berufsausübung ist sie bereits zulässig, wenn

vernünftige Gründe des Gemeinwohls dafür bestehen; Gesichts—

punkte der Zweckmäßigkeit sind ausreichend, wenn die Regelung_

für die Betroffenen zumutbar und nicht übermäßig belastend ist

(BVerfG in BVerfG 7‚ 377, 406; 11, 30‚‘42;‘Beschi„ vom 25„ Julie.

1963 Abschn° IV 3 in "Die Sozialgerichtsbarkeit"_1963, Sonder—

heft ve 21° September 1963, b„ 22 = ÄM‚19639 1703)° An diesem

Maßstab gemessen erweist sich die Beschränkung der Beschäftigung

von Assistenten nach 5 32 Abs° 3 ZO—Zahnärzte als gerechtfertigto

Die Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Versorgung-ist nicht

nur ein vernünftiger, sondern für das einebhlägige Rechtsgebiet
überragender Grund des Gemeinwohls° Wenn unter diesem Gesichts—

punkt — und nicht nur als ein dem freien Beruf eigentümlicher

Gesenszug — die Pflicht zur persönlichen Ausübung der kassenzahn—

ärztlichen Tätigkeit besonders betont wird (% 32 Abs„ 1 Satz 1
ZO—Zahnärzte), worauf neuerlich auch das BVerfG (in seinem Beschl°

vom 23°7°1963 aaO Abschn° IV 5) mit Recht hingewiesen hat, so '
müssen solche Ausgestaltungen der Kassenpraxis als bedenklich ah—

geSchen werden, bei denen ein persönliches Tätigwerden des Kassen—
zahnarztes in dem auch bei Beschäftigung eines Assistenten noch

erforderlichen Umfang nicht mehr gewährleistet ist° Deshalb ist

die Beschränkung, daß die Beschäftigung eines Assistenten nicht

der Aufrechterhaltung einer übergroßen Kassenpraxis dienen darf,

nach Abwägung der privaten und öffentlichen Interessen als eine.

fürfdie betroffenen Zahnärzte zumutbare Regelung ihrer Berufs—

ausübung anzusehen, die Art° 12 GG nicht verletzt°

Mit Recht hat das LSG schließlich @ 568 c Abs° 3 RVO als verein»
‚

bar mit der Eigentumsverbürgung des Art° 14 GG erachtet° Wie der
erkennende Senat in BSG 5, 40, 45 näher dargelegt hat, ist bei

dem durch die Zulassung und die hierauf gestützte eigene Leistung
des zugelassenen Zahnarztes begründeten Rechtsstand, der Eigen—
tumsschutz naeh Art° 14-GGgenießt, der Schutzbereich der Indivi—
dualephäre wesentlich durch den die Zulassungsregelung_in erster_'

Linie bestimmenden Zweck — die zahnärztliche VerSOrgung der Vere
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sicherten — begrenzt, Der Kassenzahnarzt muß daher grundsätzlich

als Konkretisierung der Eigentumsbindung i°S„d° Art° 14 Abs„ 1

Satz 2 GG solche Einschränkungen in der Ausübung seiner kassen—

zahnärztlichen Tätigkeit hinnehmen, die im Interesse einer sach—

gemäßen zahnärztlichen Versorgung der Versicherten geboten.sindo

Diese "ausgeprägte Sozialpflichtigkeit" des kassenzahnärztlichen

Rechtsstandes läßt auch eine Neufestsetzüng der Rechte und Pflichün
der Kassenzahnär2te durch den Gesetzgeber zu, die in dem einen

oder anderen Punkt.eine Schlechterstellung gegenüber dem bisheri—

\gen Rechtszustand zur Folge haben (vglo BSG 15, 71, 74 f), sofern
nur das verbürgte Grundrecht nicht in seinem Wesensgehalt ange—

tastct wird (Art° 19 Abs° 2 GG)° insofern genießt der Kassenzahn—r

arzt keinen Schutz seines Vertrauens auf den unveränderten Fort—

bestand seiner Rechtsstellung, Deshalb ist es unerheblich,_ob

sich der Kläger, wie er verträgt, auf_eine unbeschränkte Be—

schäftigung eines Assistenten — insbesondere durch Errichtung

eines Neubaus für seine Kassenpraxis — eingerichtet hat°

Zusammenfassend ist demnach festzustellen, daß é.32 Abs, 3»
'ZO—Zahnärzte gültig ist; davon ist offenbar auch das BVerfG im

Zusammenhang mit der Hervorhebung der Pflicht des Kassensrztés
‚zur‘persönlichen

Ausübung der kassenärztlichen Tätigkeit ausge—

gangeh (Beschl„ v° 230701963 aa0Abschn° IV 5)°

Hiernach ist dem Kläger zu Recht die.Genehmigung zur
Beschäftigungv

,des Zahnarztesll° als Assistenten versagt werdeno Die Praxis des
klägers ist übergroß‚ auch wenn man im Hinblick auf das bereits

.dargelegte Erfordernis, daß zur Ausbildung von Assistenten eine

ausreichende Zahl finanziell leistungsfähiger Zahnärzte mit ent-

Sprechend großer Kassenpraxis zur Verfügung steht, die ”Übergröße"

auf seltene Grenzfälle-beschrähkt° Der Maß3tab-hierfür kann nach

der Recht5prechung des senate ( BSG 8, 256, 264) nur durch einen
Vergleich mit Kassenpraxen anderer Zahnärzte gefunden werden, die

nach den örtlichen und regionalen Gegebenheiten mit der des

Klägers vergleichbar sind° Hiernach hat der Senat — in dem oben

angeführten Fall — bereits eine Kassenpraxis, die etwa zweiein—

halbmal so groß wie der Durchschnitt vergleichbarer Kassenärzte

war, als "übergroß" angeseheno Die Kassenpraxis des Klägers ist
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etwa dreimal so groß wie im Durchschnitt die Kassenpraxen der

Kassenzahnärzte seines Bezirks; er liegt in weitem Abstand vor

der_Spitzengruppe der — nach dem Kläger — bestverdienenden
VKassenzahnärzteo Auch steht nach den Feststellungen des LSG

außer Zweifel, daß die—Beschäftigung des Assistenten H° der
Aufrechterhaltung des übergroßen Praxisumfangs zu dienen be—
stimmt war° Daß es hierbei unerheblich ist, ob die Beschäftigung

des Assistenten zur Ausbildung (5 32 Abs° 2 Satz 1 ZO—Zahnärzte)

oder "aus Gründen der-Sicherstellung der kassenzahnärztlichen'

Versorgung" (@ 32 Abso 2 Satz 2 ZO—Zahnärzte) erfolgt, weil die

Beschränkung des 5-32Abs° 3 ZO—Zahnärzte unterschiedslos gilt;

hat bereits das LSG zutreffend dargelegt“

Demnach hat das LSG zu Recht das_klageabweisende Urteil des SG

bestätigt„ Die Revisipn ist in vollem Umfange als unbegründet

zurückzuweisen. Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 Abs° 1,

und4 SGGO ‘
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